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Bei der Erstellung des zweiten Teils der Siedlungsgeschichte des Dorfes Groß Wasserburg konnte ich mich auf die Dokumente des Brandenburgischen Landeshauptarchivs Potsdam, das Archiv des Landkreises Dahme-Spreewald in Luckau, dem Feuerwehrverein Groß Wasserburg und vieler Einwohner stützen. Ein besonderer Dank gilt Hanna Boge†, Inge und Heinz† Hobeck, Anita Krupsky, Ernst-B. H. von Langenn, Oskar Lehmann†, Familie Gurth, Udo Lehmann, Hans-Joachim Löffler, René Köppen, Erika Menze†, Gerda Miethling†, Familie Friedrich und Ursula Schulze. Besonders ihre Erinnerungen, die zur Verfügung gestellten Dokumente und Fotos lassen die Geschichte des Dorfes lebendig werden.




Vorwort


Ein Ort, wie Groß Wasserburg, wird nicht nur über seine Gründungsdaten, sondern zu allererst durch die Arbeit von Generationen seiner Bewohner geprägt. Im ersten Teil der Siedlungsgeschichte mit dem Titel „Häusler – Büdner & Kolonisten – Bauern“ sind dazu die Leistungen der Einwohner dargestellt. Mit dem jetzigen zweiten Teil steht sein Gemeinwesen, Aspekte der Bevölkerungsentwicklung, Bildung, Kultur- und Vereinsleben im Zentrum der Betrachtung.


Natürlich gibt dieser Teil der Siedlungsgeschichte auch einen Einblick in die unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Zustände. Im Ergebnis der gesellschaftlichen Umbrüche gestaltete sich das Leben der Bevölkerung nicht immer einfach. Verwiesen sei in diesem Zusammenhang auf das Ende der Kaiserzeit nach dem I. Weltkrieg, den zwölf Jahren Faschismus mit dem II. Weltkrieg, der Teilung Deutschlands in zwei unterschiedlichen politischen Systemen sowie zuletzt die Vereinigung Deutschlands in Form eines Beitritts der DDR zur BRD. Immer gab und gibt es Berührungspunkte mit den Nachbardörfern rund um den Unterspreewald. Selbst die wechselnden Kreiszugehörigkeiten beginnend mit Beeskow-Storkow, über Lübben und in der Gegenwart zu Dahme-Spreewald blieben nicht ohne Einfluss auf das Leben im Dorf. Unter dem Strich betrachtet, meisterten die Groß Wasserburger all diese Änderungen in ihrer offenen und bodenständigen Art. Tauchen wir also wieder in seine interessante Ortsgeschichte ein.




Ortsverwaltung


KREISZUGEHÖRIGKEIT


Verwaltung ist immer ein Ausdruck der Machtausübung durch die jeweilig politisch treibende Kraft einer Gesellschaft und so änderte sich diese innerhalb der letzten rund zweihundert Jahre mehrmals1, eng damit verbunden auch die Kreiszugehörigkeit:





	ab – 1728

	Herrschaft Königs Wusterhausen





	1816 - 1835

	Kreis Teltow-Storkow





	1836 - 1950

	Kreis Beeskow-Storkow





	1950 - 1952

	Kreis Lübben / Land Brandenburg





	1952 - 1993

	Kreis Lübben / Bezirk Cottbus / Land Brandenburg





	1993 -

	Kreis Dahme - Spreewald / Land Brandenburg







Teilweise waren diese sich ändernden Zugehörigkeiten für den Bürger, und für den sollten sie ja in erster Linie sein, schwer nachvollziehbar. Allein in den letzten 75 Jahren änderte sich die kreisliche verwaltungsmäßige Zugehörigkeit für den Ort Groß Wasserburg also vier Mal.


DIE HERRSCHAFT KÖNIGS WUSTERHAUSEN UND DER ALTKREIS BEESKOW-STORKOW


In diesem Abschnitt steht die einstige Herrschaft Königs Wusterhausen im Zentrum der geschichtlichen Betrachtung. Der spätere König von Preußen Friedrich I. begann bereits als Kronprinz mit dem Aufkauf kleinerer adliger Herrschaften bis an die Grenze zu Sachsen. 1698 erfolgte dann die Schenkung der Güter mit Wusterhausen an seinen Kronprinzen Friedrich Wilhelm. Dieser setzte bis zu seinem Tod den Aufkauf weitere Adelssitze fort. Nach deren königlichem Erwerb erfolgte umgehend eine Neuordnung der Verwaltung. Dazu wurden Ämter gebildet, insgesamt 14 an der Zahl. Stellvertretend soll auf die Ämter Blossin ab 1729, Waltersdorf ab 1719, Münchehofe und Krausnick ab 1728 verwiesen werden. Ihre Gründung erfolgte also meist schon im Jahr des Erwerbs der einzelnen Güter. Mehrere Ämter grenzten direkt an das Königreich Sachsen, wie z. B. das Amt Krausnick oder auch Buchholz. Allein ein Blick auf die Landkarte macht die flächenmäßige Ausdehnung der Herrschaft deutlich. Vom Schwielochsee kurz vor Beeskow bis nach Groß Machnow reichte sie. Ab 1810 begann eine schrittweise Zusammenlegung der Ämter mit dem Ergebnis, dass 1844 nur noch die Ämter Buchholz, Wusterhausen, Krausnick und Trebatsch bestanden. Das Amt Buchholz profitierte von diesen Zusammenlegungen, denn schon 1824 übernahm es das Amt Münchehofe und als Letztes kam 1848 das Amt Krausnick hinzu. So waren es nur noch drei. Heut würden wir das als eine Verschlankung der


Verwaltung bezeichnen. Blossin und Waltersdorf wurden zu Rentämter. Auch das Amt Buchholz wandelte sich in der Folge zu einem „Rentamt“, welches die herrschaftlichen Einnahmen verwaltete. Rentämter können als Vorläufer unserer heutigen Finanzämter zu verstehen sein. Im Rahmen der Separation ergab sich das Erfordernis, Verwaltungen effektiver zu gestalten. Konzentration in einige wenige Ämter war der angesagt. Ihr Einfluss ist in diesem Zusammenhang aber nicht geringer geworden, wie wir aus dem Beeskower Kreisblatt vom Mai 1855 erfahren. Zitat: „In Folge Allerhöchster Cabinets-Ordre vom 12. Febr. d. J. sind die zur königlichen Hausfideicomiß-Herrschaft-Wusterhausen gehörenden Güter Buchholz, Hermsdorf, Krausnick, Trebatsch und Schloß, Kossenblatt als landtagsfähige Rittergüter in einem Nachtrag zur Matrikel der Rittergüter des Kreises eingetragen worden, was hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht wird. Beeskow, den 15. Mai 1855 – Der Landrat“. Somit konnte über das geänderte Abstimmungsverhältniss im Landtag die Interessen der Herrschaft Königs Wusterhausen trotzdem gewahrt werden, und das ohne all die vorherigen Ämter.
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Nach dieser sehr gerafft dargestellten Geschichte stellt sich die Frage nach dem Sinn und Zweck der Herrschaft Königs Wusterhausen. Wie in weiteren königlichen Herrschaften waren die Ämter der Wusterhausener Herrschaft zuerst Schatullgüter, also der private Besitz der Königsfamilie. Das Finanzsystem Preußens unterschied Domänen- und Schatullgüter. Friedrich Wilhelm I. veranlasste per Edikt vom 13. August 1713 die Schaffung von Kammergütern, in denen beide Gutsformen als Staatsdomänen aufgingen. Wichtig für die Herrschaft war, dass sie ab 1844 unter das Erb- und Sachrecht des Familienfideikommiss gefallen war und durch die im Jahre 1843 gebildete Hofkammer der königlichen Familiengüter verwaltet wurde. Unter dem Strich ein schönes Stück hohenzollersches Privateigentum, das so bis 1945 bestand. Dieser Umstand gab immer wieder Anlass zu Kritik. Zumal die Hohenzollern über diesen privatrechtlichen Besitzstatus die Möglichkeit der ständigen Einflussnahme auf die örtliche und regionale Verwaltung hatte. Das erfolgte über die Gutsbezirke, die in vielen Dörfern neben der Gemeinde bestanden. Nach dem Gemeindeverzeichnis von 1900 werden Gutsbezirke in den Orten Blossin, Birkholz, Groß und Klein Eichholz, Krausnick, Lindenberg, Münchehofe, Neuendorf See, Reichenwalde, Schwerin, Streganz, Tauche, Trebatsch, Groß Wasserburg und Wendisch Buchholz aufgeführt die zum Fideikommiss gehörten.
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Im Ergebnis der Abdankung von Kaiser Wilhelm II. nach dem I. Weltkrieg entstand der Freistaat Preußen. Eine Änderung der Verwaltungsstruktur hatte das allerdings nicht zur Folge. Wendisch Buchholz blieb für die Unterpreewalddörfer das örtliche Zentrum mit seinem Amtsgericht, Notar und Sparkassenfiliale. Erst während der Weimarer Republik erfolgte ein Eingriff in dieses privatrechtliche hohenzollersche Konstrukt der Gutsbezirke. Mit Stichtag vom 30. September 1929 wurden die Gutsbezirke im Rahmen einer Gebietsreform aufgelöst und ihre Ländereien, wie jeder andere Besitz an Grund und Boden, in die Verwaltungshoheit der jeweiligen Gemeinde überführt. Diese Auflösung bedeutete allerdings keine Enteignung an Grund und Boden. Damit hörte aber endlich der überkommene preußische Verwaltungsdualismus auf kommunaler Ebene auf.


Der Kreis Beeskow-Storkow war ja Bestandteil der Herrschaft Königs Wusterhausen. Ursprünglich waren Beeskow und Storkow zwei getrennte Herrschaften innerhalb des Besitzes des Adelsgeschlechts derer von Bieberstein. Geldnöte zwangen die Bieberstein 1518 allerdings zur Verpfändung an den Bischof von Lebus. Das Pfand konnte nicht mehr ausgelöst werden und als 1551 das Geschlecht ausstarb fiel das Lehen nominell an die böhmische Krone. Um die Jahreswende 1555/56 kam das Pfand an den brandenburgischen Markgrafen Johann von Küstrin. Auch der böhmische König und deutsche Kaiser Ferdinand I. war ständig in Geldnot und so verlängerte er den Pfandbesitz gegen große Summen an Geldzahlungen. Erst Kurfürst Johann Georg erlangte 1575 die erbliche Belehnung der Lausitz. Ab da waren die Herrschaften Beeskow und Storkow de facto Teil der Kurmark mit einer böhmischen Oberlehnsherrschaft, die bis 1742 weiter bestand. Beide Herrschaften behielten zunächst eigenständige Verwaltungen, bis während des 18. Jahrhunderts ihre Gemeinsamkeiten durch viele verwaltungsrechtliche Bindungen wuchsen. Nur dadurch konnte sich langsam der Beeskow-Storkowische Kreis bilden. 1815 ist er aber schon wieder aufgelöst und erst zum 1. Januar 1836 als preußischer Kreis neu etabliert worden. So wie er dann bis 1950 bestand. Das königliche Amt Krausnick umfasste die Dörfer Groß Wasserburg, Köthen und Leibsch als Bestandteil dieses Kreises. Der Kreis gehörte ab 1. Juli 1867 zum Norddeutschen Bund und per 1. Januar 1871 zum Deutschen Reich. Zum 1. Januar 1939 bekam der Kreis die Bezeichnung Landkreis Beeskow-Storkow. Dieser Landkreis mit seinen 96 Städten und Dörfern wurde am 1. Juli 1950 per Gesetz2 aufgelöst.


FISCHEREIRECHTE ZWISCHEN KÖTHENER SEE UND SPREE


Die Dörfer zwischen Neuendorfer See, Dahme und der Spree leben über die Jahrhunderte von und mit den sie umgebenden Gewässern. Wie das ausgestaltet war, wird am Beispiel der Dörfer Köthen, Leibsch und Groß Wasserburg kurz dargestellt werden. Es ist ein kleines Gebiet am Rand des Bergspreewaldes. Der Ausschnitt aus der Übersichtskarte des Kreises Beeskow-Storkow von 1909 gibt es wieder.
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Die Fischerei zwischen dem Köthener See und der Spree am Ausgang des Unterspreewaldes bei Leibsch war ein traditioneller Zweig der Nahrungsbeschaffung für die Anwohner. Fischereirechte spielten dabei eine wichtige Rolle. Anfangs hatten die adligen Grundherren dieses Recht inne. So erwarben die Gebrüder von Langen zu Wasserburg im Jahr 1628 den Rittersitz Krausnick mit dem ½ Dorf Köthen und ¼ von Leibsch. Mit diesem Erwerb1 gingen selbstverständlich auch die Fischereirechte an sie über. Bereits während des 30jährigen Krieges und dann verstärkt nach dessen Ende änderte sich die Nutzungsform von der Grundherrschaft hin zu einer Gutsherrschaft. Für Köthen bedeutete das, dass die Kossäten aber auch Untertanen in Leibsch abgabepflichtige Rechte, so auch einzelne Fischereirechte, erhielten. Nach einem Auszug aus den Entscheidungen des Cöllnischen Konsistoriums für die Jahre 1541 – 1704 wurde verpflichtend festgehalten, Zitat: "... die Gemeinen und Einwohner in Cöhten müssen dem Pfarrer … Fische jährlich geben. 1663. 1. December." Abgaben konnten allerdings nur dann erbracht werden, wenn die dazu Verpflichteten auch das Recht zum Fischen besaßen. Die Köthener scheinen also dieses Recht bereits im 17. Jahrhundert besessen zu haben. Fast zur gleichen Zeit bauten die "Untertanen zu Leibsch und Wasserburg" ab 1675 eigene Fischwehre2 im "oberen Spreestrome". Das kann nur bedeuten, dass sie gleichfalls über solche Fischereirechte verfügten. Als Wasserburger Untertanen war sicherlich nur der Müller samt Familie zu verstehen. Ob diese Fischwehre zu Recht errichtet waren, ist jedoch nicht zweifelsfrei belegt, denn es kam immer wieder zu Streitigkeiten zwischen Bewohnern von Leibsch und dem Amt Storkow. So veranlasste der ‚Storkower Amtsschösser‘ mehrmals die Zerstörung der Fischwehre in den Jahren von 1699 bis 1719. Wenn der Amtsschösser aktiv wurde, dann waren eigentlich immer Steuern gefragt. Inwieweit eine Leibscher Steuerschuld bestand, die seine Handlungsweise rechtfertigte, ist nicht ersichtlich. Fazit, die Fischwehre waren unbrauchbar. Ein weiteres Fischereirecht betraf hauptsächlich die abhängigen Insassen von Leibsch und Wasserburg, den sogenannten "Gesenfang" auf den vom Hochwasser überfluteten Wiesen. Besonders links und rechts der Mühlenspree oder den Wiesen neben der Hauptspree in Richtung Hohenbrück und Neuendorfer See blieben viele Fische nach dem Ablaufen des Hochwassers in den Senken zurück. Sie durften gefangen, besser gesagt, eingesammelt werden. Ein Teil musste davon selbstverständlich im Gut auf dem Tisch landen und der Rest diente zur eigenen Nahrung. Über all die Jahrhunderte besaßen die (Groß) Wasserburger Insassen jedoch keinerlei Fischereirechte auf dem Köthener See. So betraf die Verpachtung von Nutzungsrechten auf dem See nur die dortigen Kossäten. Noch vor dem von Langenschen Verkauf ihrer Besitzungen an den preußischen König im Jahre 1728 verpachteten sie z. B. den See und die heutigen Heideseen an die von Schlieben. Schon 1726 war die Verpachtung vom Luchsee erfolgt. Weitere Gewässer entlang der Spree pachteten im gleichen Jahr die von Stutterheim3.


Erst mit dem "Edikt über den erleichterten Besitz und den freien Gebrauch des Grundeigentums" vom 9. Oktober 1807 wurde eine Befreiung der ländlichen Bevölkerung in Preußen in die Tat umgesetzt. Im Jahre 1810 folgte die Aufhebung der Untertänigkeit der bis dahin abhängigen Häusler, Büdner und Kossäten. Damit war der Weg für eine umfassende Bauernbefreiung frei. Jetzt konnten auch die einst abhängigen Insassen von Köthen, Leibsch, Krausnick und Groß Wasserburg die vormals grundherrlichen Rechte erwerben bzw. übertragen bekommen. Fischereiberechtigungen gehörten dazu. So erlangten bereits in den Jahren 1827 bis 1831 elf "Mitglieder der Kossätengemeinde in Köthen" Fischereiberechtigungen4 auf den Köthener Seen. Mit der Bezeichnung Köthener Seen sind nicht nur der See selbst, sondern auch die heutigen Heideseen eingeschlossen. Mit Pachtvertrag vom 24. Okt. 1850 und 11. Jan. 1851 erhielten zwei Fischereimeister5 "die Fischerei in mehreren Seen bei dem Dorf Köthen". Wenig später klagten ab 1859 "zwölf Dorfgenossen" aus Köthen gegen die königliche Hofkammer bzgl. ihrer Fischereigerechtsame auf dem Köthener See. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass es immer kollektive Klagegemeinschaften waren. Eingriffe in den Flusslauf der Spree blieben mit Sicherheit nicht ohne Folgen für die Fischerei. Wenn zum Beispiel der Groß Wasserburger Mühlenbesitzer Greiser einen "Staudamm im Puhlstrom des Unter-Spreewald" errichtete, dann sicherte er einerseits den Betrieb seiner Mühle, das hatte aber andererseits auch Einfluss auf das Fliesverhalten der Gewässer und ihres Fischbestandes. Auch hinsichtlich der Nutzung der Spree und ihrer Fliese zum Fischen gab es unterschiedliche Auffassungen. Nach der Angliederung der sächsischen Niederlausitz an Preußen trafen zwei unterschiedliche Praktiken zur Ausübung der Fischerei aufeinander. In Preußen war die Fischerei-.Gerechtsame mitunter Bestandteil der Erbverschreibungen. Im ehemals sächsischen Schlepzig war das Fischereirecht an die Höfe gebunden und konnte damit wie dieser vererbt werden. Ab 1891 strebten die Schlepziger6 einen "Prozeß wegen Ausübung der Fischerei im Wasserburger Busch" an. Ein weiterer Akt in diesem Zusammenhang waren mehrere Anträge von Leibscher Bauern7 ab 1896 "auf Eintragung von Fischereirechten für die Kleine Spree, für die Große Spree und für die Wasserburger Spree". All diese Beispiele machen einen gewissen ungeklärten Status hinsichtlich der Fischereirechte am Rande des Unterspreewaldes deutlich. Ab dem Jahr 1897 kam es dann zur Herstellung klarer Rechtsverhältnisse für die Fischereinutzung. Deren Durchsetzung dann in der Verantwortlichkeit der Oberförsterei Klein Wasserburg8 lag. Vom Köthener See, bis zur Spree und Bereiche des Unterspreewaldes galten jetzt einheitliche Rechtsverhältnisse. Wie wichtig für die Menschen damals diese Rechte waren, wird auch nach dem Bau des Dahme-Umflutkanal deutlich. Die Gemeinde Köthen9 stellte 1918 gemeinsam mit dem Preußisch-Brandenburgischen Hausfideikommiss Anträge zur Eintragung von Fischereirechten auf dem neuen Kanal. Die Gemeinde Köthen handelte hier letztendlich um Rechte für ihre ansässigen Bauern. Und noch 1926 stellte ein Bauer aus Leibsch einen Antrag10 auf "Eintragung von Fischereirechten für die Große Spree, die Wasserburger Spree und die Kleine Spree". Aus Köthen klagten 1927 bis 1933 mehrere "Genossen"11 wegen der Fischereiberechtigung und der Fischereientschädigung auf dem Köthener See. Sicherlich rührten einige dieser Aktivitäten aus den unterschiedlichen Interessen der Landwirte und den Berufsfischern her. Wenn z. B. der Fischermeister Gärisch durch mehrere Pachtverträge die Fischereinutzung auf dem Köthener See, dem Großen Wehrigsee und anderen Gewässern erhielt, darin sahen einige Köthener Bauern ihre einst verbrieften Fischereiberechtigungen zumindest eingeschränkt. Mit der Bodenreform von 1946 änderten sich selbstverständlich auch die Besitzverhältnisse an den Gewässern mit den an sie gebundenen Fischereirechten. Ausnahme blieben die einst sächsischen Fischereihofrechte in Schlepzig. Noch in der Gegenwart haben diese Rechte Bestand. Ein tausendjähriger Ort hatte seine ererbten Rechte also auch in die Neuzeit gerettet. Dem gegenüber hatten die angesiedelten Büdner in Groß Wasserburg nie Fischereirechte besessen. Ihnen blieben nur die genehmigten Angelberechtigungen im Pusch oder auf der Mühlenspree. Besonders in wirtschaftlich schlechten Zeiten sicherten aber auch diese Angelberechtigungen das Überleben der Familien. Fischerei gehörte und gehört nach wie vor in diese Brandenburger Landschaft rund um den Unterspreewald.


VERWALTUNG BIS 1932


Bis zu dem Zeitpunkt, als das preußische Königshaus das Sagen auch in dieser Region übernahm, benötigten die Einwohner keine eigene Verwaltung. Das besorgten die adligen Grundherren, hier die Freiherren von Langen. Warum war das so? Erstens war die Bevölkerungszahl zu gering, zweitens gab es anfangs nur abhängige Häusler und Kossäten, drittens hatten diese ja ohnehin nichts zu sagen. Also das Adelsgeschlecht bestimmte über 250 Jahre die Geschicke der gesellschaftlichen Entwicklung in der Region am Unterspreewald. Mit dem Kauf von Münchehofe am 18. Juni 1486 begann es. Als Wasserburg 1554 erstmals urkundlich in Erscheinung trat, ist Georg von Langen zu Münchehofe und Krausnick zwei Jahre später neben diesen beiden Dörfern noch mit Hermsdorf, Groß Eichholz, Neuendorf am See, Schwerin und Birkholz belehnt. Köthen und Leibsch sind wenig später mit benannt. Immer wieder kam es zu Teilungen dieses großen Besitzes, siehe Wasserburg, meist durch den üblichen Erbgang. Auch andere Adelshäuser, soweit sie mit den von Langen auf irgendeine Art und Weise liiert waren, kamen so zu kleinflächigen Besitzungen. Im Rahmen der Aufkaufwelle vom Wilhelm I. wird diese Besitzsplittung3 deutlich, wenn er nicht nur den Besitz derer von Langen, sondern auch den ihren Verwandten auf Neuendorf (von Stutterheim) und Krausnick (von Oppen) gleich mit käuflich erwarb. In diesem Zuge galt es die Finanzen, sprich die Einnahmen, neu zu ordnen. Dazu dienten hauptsächlich königliche Domänen, wie die in Münchehofe. Da fast 90 Prozent der über sie generierten Einnahmen dem Militär zuflossen, wird deren Verwaltung anfangs über das „Generaloberkriegs-Finanz- und Domänendirektorium“ wahrgenommen. Dazu kam ab 1660 die Akzise, eine Verbrauchssteuer auf viele Güter des täglichen Bedarfs. Sie ist eine der wichtigsten Geldquellen für die preußische Armee und war durch die Grundbesitzer aufzubringen. Interessant, im 19. Jahrhundert wird die Akzise abgeschafft und durch Verbrauchs- und Luxussteuern ersetzt. Abgeschafft bedeutet aber nicht, dass diese staatliche Einnahmequelle völlig aus den Köpfen der Finanzbeamten verschwindet. Modifiziert ist sie als Mehrwertsteuer im 20. Jahrhundert wieder auferstanden und verteuert so Erzeugnisse des täglichen Bedarfs, wie z. B. Butter, Salz, Fleischprodukte, Brot und vieles mehr. All diese Einnahmen konnten allerdings nur durch hier wohnende und arbeitende Menschen generiert werden. Nach Abschluss der königlichen Aufkäufe gewann die Neuansiedlung an Fahrt. Die innerhalb der Domäne Münchehofe entstandenen Ämter sind in der Folge an den meistbietenden bürgerlichen ‚Generalpächter‘, den Amtmann übergegangen. „Der adlige Amtshauptmann verschwand und wurde durch die kapitalkräftigen Generalpächter ersetzt.“4 Für das Amt Krausnick sind folgende bürgerliche Pächter als Amtmann nachgewiesen: Strupp, Krause, Palm. Obwohl Friedrich der Große die „Edelleute“, sprich Adligen, in den meisten Bereichen für die Befähigten hielt, machte er bei den Pächtern der Ämter aus rein wirtschaftlichen Erwägungen heraus Zugeständnisse.
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Das heutige Krausnicker Pfarramt war einst adliges Herrenhaus, dann das Amtshaus und ist mehrfach umgebaut worden..


Ein Amtmann war nicht nur mit Rechten gegenüber der ansässigen Bevölkerung, sondern auch mit Pflichten ihnen gegenüber betraut. Neben der Sicherung seines Einkommens, aus denen ja die jährliche Pacht bestritten werden musste, war er für die Sicherung der Ordnung in den vielfältigsten Bereichen seines Amtes zuständig. Verpflichtungen dazu ergaben sich u. a. aus dem Wege-, Wasser-, Forst-, Fischerei- und Baurecht.


Mittels der Pächter setzten sich zunehmend modernere Anbaumethoden rascher durch. Erwähnt sollen Fruchtfolgen, Tiefpflügen, Anbau von Futterkräutern, Einsatz erster Sämaschinen oder der Kartoffelanbau sein. Es erhöhte sich der Ertrag und somit der Gewinn im Amt. Dazu bedurfte es aber auch Menschen, die das bewerkstelligten. Zusätzlich neben den Einheimischen platzierten vor allem Wilhelm I und Friedrich II ausländische Siedler in den Dörfern um den Unterspreewald. Wie bereits im ersten Teil der Siedlungsgeschichte (2017) ausgeführt sind zwei Siedlungswellen für Wasserburg erkennbar, 1748 und 1766. Im Ergebnis haben insgesamt 23 Siedler ihre Erbverschreibungen als Büdner erhalten. Das Krausnicker Vorwerk Wasserburg gehörte also ab da zur bereits erwähnten Herrschaft Königs Wusterhausen, und das sollte fast zweihundert Jahre so bleiben. Die Büdner waren ja nicht allein gekommen, jeder brachte Frau und Kinder mit. Jetzt galt es, das Zusammenleben und die Arbeit neu zu organisieren. Weil der Amtmann in Krausnick saß und daher nicht in jedem seiner amtsangehörigen Orte gegenwärtig sein konnte setzte er Dorfschulzen ein. Johann George Schadow war ab 1766 der vereidigte Dorfschulze in Wasserburg. Rechte und Pflichten des Schulzen waren in der „Erneuerte und verbesserte Dorf=Ordnung des Königreichs Preußen“ vom 22. September 1751 wie folgt festgeschrieben:




	Königliche und Amts=Befehle bekannt zu machen


	Die vom Amte verlangten Schaarwerks=Dienste anzukündigen und zu deren Leistung anzuhalten


	Haltung der Gehege, Bewahrung der Feuerstellen, Stege und Wege


	Was in der Dorf=Ordnung vorgeschrieben ist, gebührend zu halten


	Wieder=Besetzung etwa wüster Höfe zu befördern


	Dem Beamten üble Wirthe anzuzeigen





Entsprechend der gesellschaftlichen Entwicklung ist die Dorfordnung ständig überarbeitet und angepasst worden. Mit der „Gemeinde-Ordnung für den Preußischen Staat“ vom 11. März 1850 erfolgte nach Abschluss der Separation eine solche Erneuerung per Gesetzgebung. In ihr wurden u. a. auch die Modalitäten zur Wahl des Gemeinderats festgelegt. Wahlberechtigt war nicht jeder männliche Einwohner. Wenn er Armen-Unterstützung erhielt, wenn er Gemeinde-Abgaben nicht gezahlt hat und weniger als 2 Taler im Jahr an direkten Steuern entrichtet, ist sein Wahlrecht verwirkt. Frauen hatten ohnehin kein Wahlrecht. Über jedes zu wählende Mitglied des Gemeinderats war einzeln abzustimmen. Danach ist der Dorf-Schulze Karl Noack ab 1852 als erster gewählter Vertreter der Groß Wasserburger Gemeinde zu betrachten. Im gleichen Zusammenhang wurde die Preußische Verfassung vom 31. Januar 1850 erlassen und damit die Ergebnisse der Verfassung vom 5. Dezember 1848 revidiert worden. Also, die Zugeständnisse die im Ergebnis der revolutionären Ereignisse gewährt waren sind damit vom Tisch und das preußische Ständesystem ist bestehen geblieben. Auch die folgenden 22 Änderungen haben die Machtausübung des preußischen Königs nicht gefährdet. So blieb faktisch die 1850er Verfassung bis zum 9. November 1918 gültig und erst mit Artikel 81 der Verfassung des Freistaats Preußen vom 30. November 1920 gilt sie als aufgehoben.


Ab 1836 war die südliche Kreisgrenze von Beeskow-Storkow entlang der „Wasserburger Spree“ festgelegt. Jenseits des auch heute noch so bezeichneten Fließ begann bereits der Lübbener bzw. Krummspreesche Kreis. Noch früher, bis 1815, war das die Grenze zwischen den Königreichen Preußen und Sachsen. Wie bereits mehrfach erwähnt, unsere Gemeinde war verwaltungsmäßig eng mit dem Städtchen Wendisch bzw. dem heutigen Märkisch Buchholz verbunden. Neben Geschäften, Gaststätten und Handwerksbetrieben gab es hier eine Reihe von wichtigen Verwaltungen:




	Beim Katasteramt klärte man seinen Besitz.


	Alle Rechtsbelange konnten auf dem dortigen Amtsgericht erledigt werden. Erst nach Gründung des Deutschen Kaiserreiches 1871 wurde es Amtsgericht. Bis dahin fungierte es nur als „Gerichts-Kommission“ des Kreisgerichtes in Beeskow.


	Das Rentamt lag gegenüber dem Gericht und war für die Amtsdörfer Krausnick, Münchehofe und das Städtchen Teupitz zuständig.


	Geldinstitute, eine Filiale der Kreissparkasse Beeskow-Storkow





Für die Bauern aus den umliegenden Orten von großem Vorteil. Bereits zu Beginn des 19.Jahrhunderts wurde in Wendisch Buchholz durch eine Gerichtskommission Recht gesprochen. Im Jahre 1906/07 war dieses Gericht mit Amtsrichter, Assistent, Sekretär, Gerichtsdiener, Gerichtsvollzieher und dem Gefangenenaufseher5 besetzt. Gefangene dürften nicht die Regel gewesen sein, vielmehr werden es kurzfristig festgesetzte vagabundierende Personen gewesen sein.


Groß Wasserburg gehörte ja über einen längeren Zeitraum dem ‘Amtsbezirk Krausnick’ an. Die Kirche, das Standesamt, der Amtsbürgermeister und die Gendarmeriestation waren wichtige kommunale Institutionen für die Einwohner des Amtsbezirks. Übergeordnete Verwaltungsorgane waren dagegen in den beiden Städten Beeskow und Storkow angesiedelt. Wehrpflicht war gesetzlich verankert und so hatten die Ortsvorsteher dafür zu sorgen, dass die „Militärdienstpflichtigen“ zur Musterung antraten. Am 16. Juli 1855 fand solch eine Musterung für den Jahrgang 1835 in Storkow statt.
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